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zum Stellenplan 2010 

	Org.einheit

(aut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-

wert

Haushalt
	St.

Schl.
	Funktions-

bezeichnung
	Anzahl der

Stellen
	Stellen-

Vermerk

Neu
	Durchschnittl. jährl. kosten-wirksamer Aufwand    €

	10-5.3
	Haupt- und 

Personalamt


	BAT V b, E 9


	
	Sachbearbeiter/-in


	1


	KW

01/2012


	--


Begründung:  

Antrag auf Verlängerung eines KW-Vermerks bei der Stelle Nr. 100 0502 400 für Aufgaben der betrieblichen Altersversorgung (Entgeltumwandlung). Das Sachgebiet Bezügeabrechnung hat derzeit 29 Stellen. 

Die neue Aufgabe zur Erfüllung zwingender gesetzlicher Vorschriften und tariflicher Vereinbarungen konnte nur durch eine Stellenschaffung mit KW-Vermerk zum Stellenplan 2006 bewältigt werden. Aufgrund der unbefristeten Verlängerung der gesetzlichen Förderung und der Verdoppelung der Fallzahlen ist die Stelle weiterhin notwendig.

Anlass der Stellenschaffung:



Durch das Altersvermögensgesetz und den Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung wurde erstmals im öffentlichen Dienst ein Anspruch auf Entgeltumwandlung für alle Arbeitnehmer begründet. Aus diesem Anlass wurde die betriebliche Altersversorgung für die Beschäftigten der LHS Stuttgart neu geregelt. Das neue Aufgabengebiet Entgeltumwandlung wurde beim Sachgebiet Bezügeabrechnung (10-5.3) angesiedelt.

Seit der Einführungsaktion im Herbst 2004 bringt die Regelung dem städtischen Haushalt jährliche Einsparungen beim Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung von anfänglich 150.000 EUR auf derzeit über 300.000 EUR im Personalhaushalt. Die angestrebte Verdoppelung der jährlichen Einsparungen im Personalhaushalt bis 2008 wurde damit realisiert.

Die zunächst bis Ende 2008 befristete gesetzliche Regelung wurde nunmehr unbefristet verlängert. Dadurch greifen auch weiterhin die jährlichen Einsparungen. Die Abwicklung der Entgeltumwandlung ist bei jetzt verdoppelter Fallzahl (derzeit 1152 Beschäftigte) zur Daueraufgabe geworden. 

Zusätzlich zum Spareffekt erfüllt die LHS einen gesetzlichen Auftrag und bietet den Beschäftigten einen Service, der zur Eigenvorsorge und zum Aufbau eines weiteren Standbeines der Altersversorgung animiert. Mit der Ausweitung der betrieblichen Altersversorgung auf die Angebote der Unterstützungskasse und verschiedener Pensionskassen ist die LHS im kommunalen Bereich führend. 

Bisherige Aufgabenwahrnehmung:


Die Aufgabe wurde durch Schaffung einer Stelle zum Stellenplan 2006 abgewickelt. Die Stelle erhielt den Vermerk KW 01/2010. 


Die Entwicklung der Fallzahlen hat gezeigt, dass die Zahl der Neuanträge/Änderungsanträge gleichbleibend hoch ist und die Einsparungen im Personalhaushalt i.H. von ca. 300.000 € pro Jahr weiterhin realisiert werden können. Die Stelle ist damit kostenneutral.

Die Befristung des an der o.g. Planstelle angebrachten Stellenvermerks „künftig wegfallend“ ist deshalb um zwei Jahre, bis 31.12.2011 zu verlängern.
Auswirkungen bei Ablehnung der Vermerksverlängerung:


Ohne die Verlängerung des KW-Vermerks kann die Aufgabe nicht mehr sachgerecht erledigt werden. 


